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Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung 
hier: Verbandsanhörung 
 
 
Sehr geehrter Herr Baudirektor Bell, 
 
der VdW Bayern Verband bayerischer Wohnungsunternehmen e.V. bedankt sich für Ihr 
Schreiben vom 12.06.2026 und die Möglichkeit einer Stellungnahme zur geplanten Änderung 
der obengenannten Verordnungen. 
 
Der VdW Bayern e.V. und seine 500 Mitgliedsunternehmen, vornehmlich 
Wohnungsgenossenschaften und kommunale Wohnungsunternehmen, setzen sich überall in 
Bayern für bezahlbaren Wohnraum ein. Rund ein Viertel aller bayerischen Mieterinnen und 
Mieter findet in den rund 550.000 Wohnungen unserer Verbandsmitglieder ein sicheres 
Zuhause.  
 
Die Mitgliedsunternehmen des VdW Bayern – Verband bayerischer Wohnungsunternehmen 
e.V. - stehen vor der Aufgabe, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, Bestände klimafit 
weiterzuentwickeln und zugleich steigende Bau-, Finanzierungs- und Regulierungskosten zu 
bewältigen. Vor diesem Hintergrund unterstützen wir die Zielrichtung des Gesetzentwurfs, 
Wohnraumschaffung, Umbau und Bestandsentwicklung zu erleichtern und Verfahren zu 
beschleunigen. 
 
Der Gesetzentwurf ist im Grundsatz ausdrücklich positiv zu bewerten. Positiv hervorgehoben 
werden insbesondere der vorgesehene Vorrang der Wohnraumschaffung sowie der neue 
Abschnitt „Umbau“ mit Erleichterungen für Bestandsgebäude. 
 
Entscheidend bleibt, dass die Erleichterungen im Vollzug tatsächlich wirken und nicht 
durch restriktive Auslegung, zusätzliche Nachweise oder kommunale 
Sonderregelungen abgeschwächt werden. 

VdW Bayern - Stollbergstr. 7 - 80539 München 
 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wohnen, Bau und Verkehr 
z. Hd. Herr Baudirektor Andreas Bell 
Franz-Josef-Strauß-Ring 4 
80539 München 
 
Per E-Mail: Referat-27@stmb.bayern.de 
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1. Bewertung nach Artikeln und konkrete Änderungs-/Klarstellungsbitten 
 
Neuer Art. 4 BayBO – Vorrang der Schaffung von Wohnraum 
Der neue Art. 4 BayBO wird als starkes Signal für die Wohnraumschaffung im überragenden 
öffentlichen Interesse gewertet. In der Begründung sollte klargestellt werden, dass Art. 4 
BayBO bei Ermessensentscheidungen, Abweichungen, Verfahrenspriorisierungen und 
Auslegungsfragen aktiv zu berücksichtigen ist. 
 
Art. 6 Abs. 8 BayBO – Ersatz bestehender Gebäude bei bisherigen Abstandsflächen 
Art. 6 Abs. 8 BayBO wird unterstützt, weil der Ersatz rechtmäßig bestehender Gebäude unter 
Wahrung bisheriger Abmessungen mit den bisherigen Abstandsflächen zulässig sein soll.  
 
Hinweis:  
Klarzustellen ist, dass dies auch für abschnittsweise Ersatzmaßnahmen und einzelne 
Gebäudeteile gilt. 
 
Art. 26 BayBO – Kleinteile an Außenwänden 
Die Ausnahme für Kleinteile an Außenwänden ist praxisnah und sachgerecht. Die Begründung 
sollte typische Fälle wie energetische Sanierungen, Fassadensysteme und Balkonanschlüsse 
benennen, um Prüfaufwand zu reduzieren und Rechtssicherheit zu schaffen. 
 
Art. 27 BayBO – Trennwände im Dachraum 
Die Erleichterungen zu Trennwänden im Dachraum sind positiv zu bewerten.  
 
Hinweis: 
Ergänzende Vollzugshinweise mit typischen Konstruktionsbeispielen sollten eine einheitliche 
Anwendung bei Dachgeschossausbau und Bestandsumbauten sichern. 
 
Art. 28 BayBO – Brandwände, Dachlatten, Folien und Dämmstoffe im Sockelbereich 
Die Änderungen zu Brandwänden, Dachlatten, Folien und Dämmstoffen greifen zentrale 
Praxisprobleme bei energetischen Sanierungen und Anschlussdetails im Bestand auf. Die 
Begründung sollte eine rechtssichere und einheitliche Vollzugspraxis sichern. 
 
Art. 32 BayBO – Treppen ohne eigenen Treppenraum 
Die Klarstellung zu Treppen ohne eigenen Treppenraum ist sachgerecht. Sie ermöglicht 
flexible Grundrisse und sollte auch bei Umbauten und Grundrissanpassungen im Bestand 
gelten, sofern die Rettungswegsystematik gewahrt bleibt. 
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Art. 34 BayBO – Notwendige Flure und offene Gänge 
Die Änderungen zu notwendigen Fluren und offenen Gängen sind praxisgerecht, da sie 
Niveauunterschiede und Laubengänge im Bestand berücksichtigen. Verkehrssicherheit bleibt 
zu gewährleisten; neue informelle Ersatzanforderungen sind zu vermeiden. 
 
Art. 37 BayBO – Notwendige Fahrschächte 
Die Legaldefinition notwendiger Fahrschächte ist hilfreich, weil sie Aufzugsnachrüstungen 
und barrierearme Umbauten erleichtert. Freiwillige bauliche Verbesserungen dürfen nicht 
automatisch zu höheren bauaufsichtlichen Anforderungen führen. 
 
Art. 46 BayBO – Abstellräume und Streichung der bisherigen Abs. 5 und 6 
Die Neufassung des Art. 46 Abs. 2 BayBO und die Ausnahme bei unverhältnismäßigem 
Mehraufwand sind sachgerecht. Klarzustellen ist, dass dabei auch wirtschaftliche 
Zumutbarkeit, Bestandssituation, Flächenverfügbarkeit, erhebliche Eingriffe sowie der Verlust 
von Wohn- oder Nutzflächen zu berücksichtigen sind. 
 
 
Neuer Abschnitt VIII „Umbau“ 
 
Art. 48a BayBO – Umbau und Feuerwiderstand bestehender Bauteile 
Art. 48a BayBO ist eine zentrale Regelung für das Bauen im Bestand. Sie schafft 
Rechtssicherheit und reduziert Nachweis-, Gutachten- und Nachrüstaufwand; typische 
Maßnahmen wie Dachgeschossausbau, Aufstockung, Grundrissanpassung, Umnutzung und 
Modernisierung sollten in der Begründung ausdrücklich benannt werden. 
 
Art. 48b BayBO – Umbau zur Wohnraumschaffung 
Art. 48b BayBO wird ausdrücklich unterstützt. Die Regelung ist besonders praxisrelevant, weil 
zusätzliche Wohnraumpotenziale häufig in Dachgeschossen, untergenutzten Flächen, 
internen Umstrukturierungen und eingeschossigen Aufstockungen liegen. 
 
a. Nichtanwendung bestimmter Anforderungen auf bestehende Bauteile 
Die Nichtanwendung bestimmter Anforderungen auf bestehende Bauteile ist sachgerecht. Sie 
wahrt zentrale Sicherheitsanforderungen, vermeidet eine unverhältnismäßige Gleichstellung 
von Bestand und Neubau und ermöglicht wirtschaftlich tragfähige Lösungen. 
 
b. Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz und Raumanforderungen 
Die Erleichterungen zu Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz und Raumanforderungen sind 
praxisgerecht, da heutige Anforderungen im Bestand oft nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand erfüllbar sind.  
 
Hinweis: 
Der Bereich bestehender Aufenthaltsräume sollte praxisgerecht ausgelegt werden. 
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c. Gebäudeklasse nach Umbau 
Die Fortgeltung der bisherigen Gebäudeklasse schafft bei Aufstockungen und 
Nachverdichtung Kosten- und Planungssicherheit. Die Begründung sollte typische Fälle 
benennen, in denen rechnerisch eine höhere Gebäudeklasse erreicht wird. 
 
 
d. Erleichterungen für oberstes Geschoss, Aufstockung und Treppenräume 
Die zusätzlichen Erleichterungen für oberstes Geschoss, Aufstockung, tragende Teile 
notwendiger Treppen und notwendige Treppenräume werden positiv bewertet.  
 
Hinweis: 
Vollzugshinweise mit Standardfällen sollten die rechtssichere Anwendung sichern. 
 
e. Zweiter Handlauf 
Die Klarstellung zum zweiten Handlauf ist sinnvoll. Sie vermeidet Nachrüstungspflichten und 
verhindert, dass bestehende Treppenlaufbreiten nachträglich reduziert werden. 
 
f. Verschlechterungsverbot 
Das Verschlechterungsverbot ist nachvollziehbar. Klarzustellen ist, dass es nur greift, wenn ein 
besseres Brandverhalten aus genehmigten Bauvorlagen oder leicht verfügbaren Unterlagen 
eindeutig hervorgeht; zusätzliche Ermittlungs- oder Begutachtungspflichten dürfen nicht 
entstehen. 
 
g. Ausschluss von Hochhäusern und neuen Sonderbauten 
Der Ausschluss von Hochhäusern und neuen Sonderbauten ist aus Sicherheitsgründen 
nachvollziehbar. Sonderbautatbestände sollten jedoch maßvoll ausgelegt werden, damit 
Wohnraumschaffung im Bestand nicht unnötig erschwert wird. 
 
h. Keine Stellplatzpflicht bei Umbau zur Wohnraumschaffung 
Die Nichtanwendung des Art. 47 BayBO bei Umbauvorhaben zur Wohnraumschaffung wird 
mit besonderem Nachdruck unterstützt.  
 
Hinweis: 
Stellplatzanforderungen dürfen nicht durch kommunale Satzungen, Nebenbestimmungen 
oder sonstige Ersatzanforderungen faktisch wieder eingeführt werden. 
 
 
Art. 57 BayBO – Verfahrensfreiheit für Dacheinschnitte 
Die Verfahrensfreiheit für Dacheinschnitte ist zu unterstützen. Sie erleichtert 
Dachgeschossausbauten und erweitert die planerischen Möglichkeiten im Bestand. 
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Art. 58 BayBO – Genehmigungsfreistellungsverfahren 
Die Stärkung des Genehmigungsfreistellungsverfahrens wird positiv bewertet. Isolierte 
Abweichungen von örtlichen Bauvorschriften dürfen jedoch nicht zu neuen Verzögerungen 
führen und sollten parallel, digital und fristgebunden bearbeitet werden. 
 
Art. 62b BayBO – Brandschutznachweis für Klein- und Mittelgaragen 
Die Entlastung beim Brandschutznachweis für Klein- und Mittelgaragen ist sinnvoll. Sie kann 
insbesondere bei Wohnanlagen zur Verfahrensvereinfachung beitragen; zusätzliche 
informelle Prüferwartungen sollten vermieden werden. 

 
Art. 63 BayBO – Folgeänderung Abweichungen 
Die Folgeänderung zu Art. 63 BayBO wird positiv bewertet, weil der Ersatz rechtmäßig 
errichteter Gebäude unter Wahrung bisheriger Abmessungen künftig unmittelbar zulässig 
sein und keiner einzelfallbezogenen Abweichungsentscheidung mehr bedürfen soll. 
 
Art. 68 BayBO – Ausweitung der Genehmigungsfiktion 
Die Ausweitung der Genehmigungsfiktion auf alle Nichtsonderbauten wird unterstützt. 
Zugleich sollte klargestellt werden, dass die besondere Bedeutung von 
Wohnungsbauvorhaben nach Art. 4 BayBO dadurch nicht relativiert wird. 

 
Art. 69 BayBO – Genehmigungsfiktion bei Verlängerungsanträgen 
Die Genehmigungsfiktion bei Verlängerungsanträgen wird ausdrücklich unterstützt. Gerade 
Wohnungsbauprojekte sind häufig von langen Planungs-, Finanzierungs- und 
Realisierungszeiträumen betroffen. 

 
 

2. Kernanliegen des VdW Bayern 
 
Damit die vorgesehenen Erleichterungen tatsächlich wirken, braucht es eine einheitliche 
Anwendung durch die unteren Bauaufsichtsbehörden. Daher werden zeitnahe 
Vollzugshinweise mit typischen Fallgruppen der Wohnungswirtschaft angeregt, 
insbesondere zu Dachgeschossausbau, Aufstockung, Umnutzung, Umbau im Bestand, Ersatz 
bestehender Gebäudeteile, fehlenden historischen Nachweisen und Stellplatzfreiheit bei 
Umbau zur Wohnraumschaffung. 
 
 
Art. 4 BayBO vollzugswirksam ausgestalten 
Der Vorrang der Wohnraumschaffung sollte bei Ermessensentscheidungen, Abweichungen, 
Priorisierungen und Auslegungsfragen ausdrücklich berücksichtigt werden. 
 
Umbau-Erleichterungen rechtssicher anwenden 
Die neuen Art. 48a und 48b BayBO sollten durch Vollzugshinweise konkretisiert und in der 
Praxis weit sowie verlässlich ausgelegt werden. 
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Bestandsschutz praktikabel machen 
Für bestehende Bauteile dürfen keine zusätzlichen Ermittlungs-, Gutachten- oder 
Nachweispflichten entstehen, wenn historische Unterlagen nicht ohne Weiteres verfügbar 
sind. 
 
Stellplatzfreiheit sichern 
Die Nichtanwendung des Art. 47 BayBO bei Umbau zur Wohnraumschaffung darf nicht durch 
kommunale Satzungen, Nebenbestimmungen oder Ersatzanforderungen faktisch 
abgeschwächt werden. 
 
Unverhältnismäßigen Mehraufwand wirtschaftlich verstehen 
Bei Art. 46 Abs. 2 BayBO sollten auch wirtschaftlich nicht vertretbare Kosten und erhebliche 
Eingriffe in den Bestand berücksichtigt werden. 
 
Genehmigungsfiktion mit Wohnungsbaupriorität verbinden 
Die Ausweitung der Genehmigungsfiktion ist positiv zu bewerten; Art. 4 BayBO muss zugleich 
die besondere Priorität von Wohnungsbauvorhaben sichern. 
 
Keine Rückkehr zu faktischen Abweichungsverfahren 
Die gesetzlichen Erleichterungen dürfen im Vollzug nicht durch zusätzliche Nachweise, 
Gutachten oder uneinheitliche Verwaltungspraxis entwertet werden. 
 
 
Der VdW Bayern bewertet den Gesetzentwurf als wichtigen Schritt zu mehr Praxisnähe, 
schnelleren Verfahren und größerer Wirtschaftlichkeit im bayerischen Bauordnungsrecht. 
 
Entscheidend ist nun, dass der „Bayerische Bauturbo“ im Verwaltungsvollzug konsequent 
angewendet und die genannten Klarstellungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
aufgegriffen werden. 
 
 
Freundliche Grüße 

 
Hans Maier 
Verbandsdirektor 
 
 
Der VdW Bayern ist im Bayerischen Lobbyregister unter der ID-Nummer DEBYLT000E registriert. Unsere Stellungnahme enthält 
keine Geschäftsgeheimnisse oder ähnlich schutzwürdige persönliche Informationen. 


